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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

ich wünsche Ihnen im Namen des Vorstands der LAG alles Gute für das Jahr 
2020, für Sie persönlich Zufriedenheit und Gesundheit und für Ihre Arbeit 
viel Kraft, Zuversicht und gutes Gelingen. Ich hoffe, Sie hatten alle einen 
glücklichen Start ins neue Jahr und haben damit das neue Jahrzehnt gut 
begonnen. Auch für unsere LAG war der Jahreswechsel von Bedeutung. Ha-
ben wir schließlich in diesem Jahr einen Grund zu feiern: Die LAG-Baden-
Württemberg wird in diesem Jahr 60 Jahre. Deshalb bitte ich Sie, sich den 
Termin für unsere diesjährige Wissenschaftliche Jahrestagung/Jubiläums-
feier vorzumerken: Unsere Jubiläumsveranstaltung 60 Jahre LAG wird am  
1.-2. Juli 2020 in Offenburg stattfinden – bitte unbedingt auch anderen 
Kolleginnen und Kollegen weitersagen!  

Wahrscheinlich haben Sie schon nicht mehr daran geglaubt, dass es jemals wieder ein Exemplar der  
LAGnachrichten geben wird. Im Rahmen einiger Tagungen im vergangenen Jahr hatte ich oder Vorstands-
Kolleg*innen das Erscheinen angekündigt – bis heute mussten Sie allerdings auf eine neue Ausgabe war-
ten. Der Grund ist so einfach wie ärgerlich: Das von uns gewählte System der Erstellung einer elektroni-
schen Ausgabe und deren anschließende Versendung per Mail führte zwar zu zwei Ausgaben; an der drit-
ten scheiterten wir jedoch. Die Anwendung war mit sehr großen Schwierigkeiten verbunden und letztend-
lich war das benutze Programm und System für uns nicht einsetzbar. Zudem erhielten wir einige Rückmel-
dungen, dass die letzten Ausgaben schlecht oder nicht zu öffnen bzw. zu lesen waren. Deshalb erhalten Sie 
heute, gleich zu Beginn des neuen Jahres, die neue Ausgabe LAGnachrichten 1/2020 in einer sehr einfa-
chen Form, nämlich als anhängende pdf-Datei. Ich hoffe, sie findet Ihr Gefallen und Sie können viel damit 
anfangen. 

Ein Artikel beschäftigt sich mit den immer wieder auftauchenden Fragen um das Thema der sogenannten 
Akten – sogenannt, weil wir im verwaltungsmäßigen Sinne in Erziehungsberatungsstellen gar keine Akten 
führen, sondern nur Dokumentationen. Alles weitere, insbesondere was den Sinn und auch die Notwen-
digkeit einer Dokumentation sowie den rechtlichen Rahmen betrifft, entnehmen Sie bitte dem Artikel 
(→ S.4). 

Ich freue mich sehr, dass wir wieder einmal einen Bericht einer Regionalgruppe der LAG erhalten haben 
und diesen nun veröffentlichen können. Wir sind bemüht auch weiterhin Kurzberichte, insbesondere in-
haltliche Inputs, aus den Regionen zu weiterzuleiten (→ S.9).  

Die Kooperation zwischen Bezirkssozialarbeit (ASD, Soziale Dienste) und Psychologischer Beratungs-
stelle ist unterschiedlich ausgeprägt oder entwickelt. Mancherorts herrschen sogar eher Konflikte vor. Des-
halb möchten wir ein gelungenes Beispiel einer Kooperationsvereinbarung vorstellen. Wir halten eine sol-
che Kooperation auf Augenhöhe und nach fachlichen Gesichtspunkten organisiert als einen sehr wichtigen 
Meilenstein in der Jugendhilfe und hoffen, mit der vorgestellten Vereinbarung eine modellhafte Anregung 
liefern zu können (→ S.15). 

Des weiteren möchten ich auf ein sehr sinnvolles und sehr interessantes Fortbildungsprogramm zum 
Thema Schutz und Hilfe bei häusliche Gewalt aufmerksam machen. Das besondere an dieser Fortbildung 
ist, dass sie als eLearning angeboten wird. Das Programm ist sehr vielfältig, didaktisch sehr interessant 
und lehrreich aufgebaut. Verantwortlich ist eine Projektgruppe an der Uni-Ulm, zu der Prof. Fegert, Prof. 
Ziegenhain, Prof. Kavemann und Dr. Meysen verantwortlich zeichnen. Die Teilnahme an der bald beginnen 
Pilotphase ist von besonderem Interesse für die Teilnehmer (→ S.24). 

Ich wünsche Ihnen nochmals alles Gute für das neue Jahr und uns allen viel Erfolg und auch Spaß bei un-
serer Arbeit. Herzliche Grüße 

Ihr Bodo Reuser 
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  SAVE   THE   DATE   
 

2020 feiert die LAG ihr 
60-jähriges Bestehen im Rahmen der 

Wissenschaftlichen Jahrestagung 
in Offenburg am 1. und 2. Juli 2020. 

 

  Save   the   Date   
 
 
 

 
 
 
 



 

 

4 

Dokumentation und Aufbewahrung von Daten in der Erziehungsbera-
tung  
Bodo Reuser, LAG-Vorsitzender, GF & Leitung der PB der Evang. Kirche in Mannheim 

 
„Zu argumentieren, dass Sie keine Privatsphäre brauchen,  

weil Sie nichts zu verbergen haben, ist so, als würden Sie sagen,  
dass Sie keine Freiheit der Meinungsäußerung brauchen,  

weil Sie nichts zu sagen haben.“ 
(Edward Snowden) 

 
 

Ausgangslage 

Beratungsfachkräfte (FK) in Erziehungsbera-
tungsstellen (EB), die über eine Approbation als 
PP oder KJP verfügen, sind verunsichert ange-
sichts mancher Veröffentlichungen der Psycho-
therapeutenkammer zur Frage der Aktenauf-
bewahrung. So existiert z.B. eine Verlautba-
rung, dass approbierte PP/KJP nach § 9 der Be-
rufsordnung verpflichtet seien, bei Behandlung 
oder Beratung eine Patientenakte zu führen 
und ihre Dokumentationen mindestens zehn 
Jahre nach Abschluss der Behandlung aufzube-
wahren, soweit es nicht aus gesetzlichen Vor-
schriften eine längere Aufbewahrungsdauer 
gebe. Diese Verpflichtung bestehe auch für die 
Kolleginnen und Kollegen in Beratungsstellen. 
Der Bundesfachverband der institutionellen Er-
ziehungsberatung (bke) widerspricht dem ve-
hement (s. bke-Informationen 1/18, S. 14-18) 
und vertritt nach juristischer Prüfung für die in-
stitutionelle Erziehungsberatung (EB) sowohl 
der BPTK gegenüber als auch für die Fachkräfte 
der EB eine andere Rechtsauffassung.  
 

Dokumentation von Beratungsprozessen in 
der EB 

Die Dokumentation von Beratungsprozessen 
ist eine fachlich anspruchsvolle Aufgabe. Noch 
vor Beginn des Beratungsprozesses sind die 
Ratsuchenden über datenrechtliche Bedingun-
gen und die Dokumentation des Beratungspro-
zesses zu unterrichten und ist ihr Einverständ-
nis einzuholen.  

Bei der Dokumentation des Beratungsprozes-
ses gilt das Prinzip, dass sie der sachgerechten 
Erfüllung der Beratung dient, d.h. vor allem im 
Interesse der Ratsuchenden (den Kindern, 

Jugendlichen, Eltern oder Familien) liegt. Die 
Dokumentation als Instrument zur Reflexion 
und Planung des Beratungsprozesses ist damit 
ein wichtiges Element der Qualitätssicherung. 
Sie ist keine Patienten-Akte und ist auch nicht 
als ein Instrument zur Kontrolle der FK und 
auch nicht als Belegs- oder Rechtfertigungs-
instrument gedacht. Unabhängig von dem ge-
nannten Zweck kann eine Einsichtnahme durch 
den Klienten in die Dokumentation erfolgen. 
Weiterhin kann eine Einsichtnahme durch den 
Vorgesetzten in Bezug auf eine Beschwerde 
der/s Ratsuchenden stattfinden oder im Rah-
men einer eingeleiteten Strafverfolgung. Das 
bedeutet allerdings nicht, dass aus diesen zu-
letzt genannten Gründen eine Dokumentation 
des Beratungsprozesses geführt würde oder 
gar deswegen eine Verpflichtung zur, über den 
Beratungsprozess hinausgehenden Aufbewah-
rung besteht. 

Ein weiteres Prinzip bei der Dokumentation des 
Beratungsprozesses ist die Datensparsamkeit. 
Es sollen nur diejenigen Informationen erho-
ben (s. §§ 62, 63 SGB VIII) und dokumentiert 
werden, die zur Erfüllung des Beratungsprozes-
ses erforderlich sind. Entscheidend sind dabei 
nur fachliche Aspekte bezüglich der Beratung. 

Im Hinblick auf das Recht der Einsichtnahme 
der Ratsuchenden kommt der Führung der Do-
kumentation eine besondere Bedeutung zu. 
Demnach beinhaltet die Dokumentation einer-
seits Fakten (sog. objektive Daten wie z.B. test-
diagnostische Ergebnisse) und fachliche Hypo-
thesen.  
Andererseits können auch Reflexionen und 
subjektiven Überlegungen der FK aufgezeich-
net werden. Dann sollte allerdings eine 

https://www.myzitate.de/edward-snowden/
https://www.myzitate.de/edward-snowden/
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deutliche Trennung in der Dokumentation er-
folgen. Zudem sollten die Formulierungen res-
sourcenorientiert und wertschätzend erfolgen.  

Eine Einsichtnahme durch die Teamassistenz 
ist unweigerlich gegeben, da sie als sog. Hilfs-
kraft der FK flankierend in den Beratungspro-
zess einbezogen ist.  
Sollte eine Vertretungsfachkraft einen begon-
nenen Beratungsprozess fortführen, kann nur 
dann Einsicht in die Dokumentation genom-
men werden, wenn hierfür eine Einwilligung 
der Ratsuchenden vorliegt (→ interne Schwei-
gepflichtsentbindung).  
Eine Einsichtnahme im Rahmen der Qualitäts-
sicherung durch den Vorgesetzten ist regelhaft 
nicht vorgesehen. Falls jedoch eine gelegentli-
che Prüfung stattfinden soll, muss die Doku-
mentation anonymisiert werden. Entspre-
chend sollte die Dokumentation geführt wer-
den, um dies leicht zu ermöglichen. Bei mehre-
ren Personen sollen die Aufzeichnungen ent-
sprechend getrennt gehalten werden. 
 

Anstellung in der EB 

FK einer EB müssen ein entsprechendes Stu-
dium abgeschlossen haben. In der Regel han-
delt es sich um eine Qualifizierung in Psycholo-
gie, Sozialarbeit/-pädagogik, Pädagogik, Heil-
pädagogik und ähnliche. Diese verschiedenen 
Berufsabschlüsse sind erforderlich, um die 
Pflicht des multidisziplinären Teams zu erfül-
len.  

Darüber hinaus müssen die FK für die Bera-
tungsprozesse über eine (weitgehend) abge-
schlossene Therapieausbildung verfügen bzw. 
einer Ausbildung zur FK Beratung, wie von der 
bke, der BAG, der EKFuL oder der DAJEB ange-
boten. Um die Professionalität des multidiszip-
linären Teams zu erhöhen, sollten verschie-
dene Therapieschulen im Team vertreten sein 
– zu empfehlen ist ein tiefenpsychologisches, 
humanistisches, familien- und verhaltensthera-
peutisches Verfahren. Soweit eine FK über eine 
Approbation verfügt, zählt dies als entspre-
chendes Verfahren.  

Eine Anstellung als approbierter PP bzw. KJP ist 
nicht erforderlich und entsprechend der der-
zeitigen Arbeitsverträge meist auch nicht gege-
ben. Gleichwohl kommt die Methode, deren 

Aneignung zur Approbation geführt hat, im Be-
ratungsprozess bzw. in der fallbezogenen 
Teamarbeit zur Geltung. Zusätzlich kann es hilf-
reich sein, approbiert zu sein, um eine bessere 
Einschätzung vornehmen zu können, ob eine 
Psychotherapie indiziert ist und Aussicht auf 
Gewährung durch die GKV hat. 
 

Rechtliche Grundlagen der Aufbewahrung ei-
ner Dokumentation in der EB 

Damit eine FK der EB Jugendhilfeleistungen er-
bringen kann, benötigt sie keine Erlaubnis zur 
heilkundlichen Tätigkeit, wie sie die Approba-
tion darstellt. Wird ggf. eine heilkundliche Tä-
tigkeit im Zusammenhang mit einer Klienten 
Anfrage bzw. während eines Beratungsprozes-
ses als erforderlich angesehen bzw. sind päda-
gogisch-therapeutische Maßnahmen (vgl. § 27 
SGB VIII) nicht geeignet oder nicht ausrei-
chend, sind Ratsuchende an niedergelassene 
PPn bzw. KJPn zu verwiesen.  

Für die Kinder- und Jugendhilfe gelten die all-
gemeinen Vorschriften zum Sozialdatenschutz 
nach §§62ff SGB VIII. Unter dem Stichwort Da-
tenerhebung heißt es in § 62, Absatz (1): „Sozi-
aldaten dürfen nur erhoben werden, soweit 
ihre Kenntnis zur Erfüllung der jeweiligen Auf-
gabe erforderlich ist.“  

Hinsichtlich des Löschens von Sozialdaten heißt 
es im SGB X: „…wenn ihre Kenntnis für die ver-
antwortliche Stelle zur rechtmäßigen Erfüllung 
der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben 
nicht mehr erforderlich ist“ (§ 84, Abs. (2), SGB 
X). Anders ist nur zu verfahren, wenn „durch 
die Löschung schutzwürdige Interessen des Be-
troffenen beeinträchtigt werden« (ebd.).  
Die grundsätzliche Pflicht zur Löschung von 
nicht mehr zur Aufgabenerfüllung erforderli-
chen Daten dient ebenso wie eine Aufbewah-
rung im Einzelfall dem Schutz der Interessen 
des Ratsuchenden. Wie bei den gesetzlichen 
Bestimmungen zum Schutz des Privatgeheim-
nisses (§ 203 StGB) und zum Zeugnisverweige-
rungsrecht (§ 53 StPO, § 383 ZPO) steht auch 
bei der Löschung von Sozialdaten der Schutz 
des Vertrauens des Bürgers im Vordergrund 
(„das Recht auf Vergessenwerden“; EuGH 
Rechtssache C-131/12 ; EU-DSVGO).  
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Diese gesetzlichen Vorschriften (es handelt 
sich hierbei schließlich um Bundesgesetz) kön-
nen nicht durch untergesetzliche Regelungen 
(z.B. das Satzungsrecht einer Berufsordnung) 
außer Kraft gesetzt werden. Die Landespsycho-
therapeutenkammern sind auf der Grundlage 
der Kammergesetze der Länder Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts. Die Kammern re-
geln die ihnen gesetzlich übertragenen Aufga-
ben durch selbst erlassene Satzungen. Die Be-
rufsordnung ist eine dieser Satzungen. 
Es ist rechtlich unstrittig, dass durch eine Sat-
zung keine vom Gesetzgeber bereits getroffene 
Regelung aufgehoben werden kann. Die Kam-
mern können nur gesetzlich nicht strukturierte 
Aufgaben inhaltlich gestalten.  

Bei den Leistungen der Kinder und Jugendhilfe 
ist eine gesetzliche Regelung zur Datenaufbe-
wahrung bereits gegeben (s.o.). Für die Anwen-
dung der Berufsordnung hinsichtlich der Auf-
bewahrung von Dokumentationen im Rahmen 
einer HzE besteht also kein Freiraum. Vielmehr 
müssen die gesetzlichen Vorgaben des Bundes 
zum Datenschutz und damit zur Aufbewahrung 
der Beratungsdokumentationen unabdingbar 
akzeptiert werden.  

Noch ferner rückt die Zuständigkeit, wenn man 
sich vor Augen führt, dass das SGB V noch nicht 
einmal die heilkundlichen Leistungen, sondern 
die gesetzliche Krankenversicherung regelt. 
Entsprechend bezieht sich § 304 SGB V auf die 
Aufbewahrung von Daten bei Krankenkassen, 
Kassenärztlichen Vereinigungen und Ge-
schäftsstellen der Prüfungsausschüsse und 
nicht bei PPn oder KJPn.  

Unter Bezugnahme auf § 84 Abs. 2 SGB X wird 
im Rahmen der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung die Aufbewahrung von Daten auf vier 
bzw. höchstens zehn Jahre begrenzt – dem ge-
genüber ist in der Berufsordnung eine Min-
destaufbewahrung von zehn Jahren die Rede. 
Die PPn und KJPn sind nur insoweit in die Auf-
bewahrungsregelungen einbezogen, als sie 
verpflichtet sind, den Krankenkassen die für 
ihre Aufgaben notwendige Angaben zur Verfü-
gung zu stellen (§ 294 SGB V). Für die heilkund-
liche Tätigkeit selbst ist gesetzlich nicht gere-
gelt, wie lange Daten gespeichert werden dür-
fen bzw. müssen. Diesen Raum strukturiert das 

Satzungsrecht der Kammer durch ihre Berufs-
ordnung. Er darf allerdings unter keinen Um-
ständen höherstehend geltendes Recht über-
schreiten. 
 

Inhalte der Dokumentation in der EB  
Die Beratung betreffend: 

• Fachliches Vorgehen 
Vor Beginn der Beratung wird über die Da-
tenerhebung und die -speicherung infor-
miert sowie eine Einwilligung eingeholt. 
Zu Beginn der Beratung werden die 
Gründe für die Anmeldung, der Anlass für 
die Kontaktaufnahme und ggf. die verwei-
sende Stelle sowie bereits involvierte 
Dienste dokumentiert.   
Die getroffenen Vereinbarungen über das 
weitere Vorgehen, das Setting, Ziele, die 
verfolgt werden, Möglichkeiten und Gren-
zen der Unterstützung und Methoden, die 
zum Einsatz kommen, werden ebenso in 
die Dokumentation aufgenommen, wie 
mögliche Planungen und Absprachen zum 
Einbezug weiterer Institutionen und Per-
sonen. Ergeben sich Anpassungen und 
Weiterentwicklungen dieser Vereinbarun-
gen im Verlauf der Beratung werden diese 
ebenfalls in der Dokumentation vermerkt.  

• Hintergrundinformationen 
Hintergrundinformationen, die von den 
Ratsuchenden berichtet bzw. im Rahmen 
der Beratung erhoben werden und für die 
fachliche Bewertung der Situation und des 
Kontextes notwendig sind, werden in der 
Dokumentation erfasst. Von der FK selbst 
erstellte oder von den Eltern überlassene 
Diagnosen, Stellungnahmen, Gutachten o-
der ähnliche Unterlagen von anderen be-
teiligten Institutionen sind Bestandteil der 
Dokumentation. 

• Material 
Im Kontext der Beratung entstandene Ma-
terialien, wie Kinderzeichnungen, Geno-
gramme, Fotos, Videos und dergleichen, 
gehören ebenfalls zur Dokumentation.  

• Persönliche Notizen 
Mitschriften und Aufzeichnungen, die ggf. 
auch persönliche Anteile wie Gefühlsreak-
tionen oder ähnliches der FK selbst enthal-
ten oder persönliche Schlussfolgerungen, 
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Parallelen zu früheren Fallerfahrungen 
etc., dienen der Nach- und zur Vorberei-
tung des Beratungsverlaufs sind kein Be-
standteil der Dokumentation und sollten, 
nachdem sie angemessen in die schriftli-
chen Aufzeichnungen eingeflossen sind, 
vernichtet werden. Sofern dies nicht 
(gleich) geschieht, sollten sie getrennt von 
den o.g. Unterlagen geführt werden. 

 
Die Reflexion betreffend: 

• Fallbesprechungen – Supervision  
Daten und Inhalte, die sich aus Fallbespre-
chungen im multiprofessionellen Team 
sowie ggf. fallbezogener externer Supervi-
sion ergeben, sind ebenfalls wichtiger Be-
standteil der Dokumentation. Hierzu ge-
hören ergänzende oder kontroverse fach-
liche Einschätzungen und das Ergebnis der 
Fallbesprechung bzw. der Supervision. 
Auch interne Absprachen bei Co-Beratung 
sollen protokolliert werden. 

• Gefährdungseinschätzungen 
Findet im Verlauf der Beratung eine Ge-
fährdungseinschätzung nach § 8a SGB VIII 
statt, so ist diese nach den systematischen 
und inhaltlichen Regeln, wie mit dem öf-
fentlichen Jugendhilfeträger vereinbart, 
festgehalten werden. Ein entsprechender 
Ablaufbogen dient der vollständigen Er-
fassung der einzelnen Schritte, um die ge-
setzlich vorgegebene Strukturierung des 
Ablaufs zu sichern. Das Ergebnis der Ein-
schätzung und die daraus folgende Ent-
scheidung über das weitere Vorgehen, ins-
besondere, ob eine Mitteilung an das Ju-
gendamt stattfand oder nicht, und die Be-
gründung dafür müssen zeitnah festgehal-
ten und der Dokumentation der Beratung 
hinzugefügt werden. 

 
Fallbezogene Zusammenarbeit 

• Kooperationen 
Anlass, Zweck und Ergebnis von fallbezo-
genen Kooperationsgesprächen müssen 
festgehalten werden. Die beteiligten Fach-
kräfte und Institutionen werden aufge-
führt. Ebenso sollte das Vorgehen bezüg-
lich der Beteiligung betroffener 

Familienmitglieder nachvollziehbar darge-
stellt werden. Die tatsächliche Anwesen-
heit der Ratsuchenden ist fachlich immer 
angeraten und sollte auch dokumentiert 
werden. Unterschiedliche oder sich ergän-
zende Einschätzungen der verschiedenen 
Professionen und Institutionen sowie ggf. 
der beteiligten Familie werden ebenso 
festgehalten wie Vereinbarungen über 
das weitere Vorgehen. 

• Schweigepflichtsentbindungen 
Schweigepflichtenbindungen und ggf. 
auch deren Widerruf bzw. Einschränkun-
gen derselben sind Bestandteil der Bera-
tungsdokumentation. Die Einschätzung 
der Einsichtsfähigkeit eines betroffenen 
Minderjährigen ist nachvollziehbar darzu-
stellen. Es sollte insbesondere dokumen-
tiert werden, dass die Entscheidung, die 
Befugnis zur Datenweitergabe nicht vom 
Kind oder Jugendlichen selbst erteilen zu 
lassen, fachlich begründet getroffen 
wurde (vgl. bke 2012). 

• Stellungnahmen und Schriftverkehr 
Fachlicher Schriftverkehr mit Ratsuchen-
den oder ggf. Stellungnahmen werden 
ebenfalls in die Dokumentation aufge-
nommen. Bei schriftlichen Stellungnah-
men und Ähnlichem ist besondere Sorgfalt 
auf die fachliche Darstellung zu legen. For-
mulierungen, die von den Betroffenen ab-
wertend erlebt werden könnten, sind ge-
nerell zu vermeiden. 
 

Formale und statistische Daten 
Es müssen alle formalen Eckdaten des Be-
ratungsverlaufs in der Dokumentation 
vermerkt werden. Wichtiger Bestandteil 
der Dokumentation sind die personenbe-
zogenen Daten, die in der Regel bereits bei 
der Anmeldung erhoben werden. Beson-
dere Anliegen, z.B. der Wunsch nach ano-
nymer Beratung, oder das Hinzuziehen 
von Sprachmittlung werden ebenfalls do-
kumentiert.  
Ein Teil der aufgenommenen Daten wird 
zur statistischen Erhebung genutzt, um 
verdichtete Informationen über die Arbeit 
zu erhalten. Die statistischen Daten 
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(Quelle: pixabay.com/Peggy_Marco) 

werden mit der Beendigung des Bera-
tungsprozesses in anonymisierter Form, 
also ohne personenbezogene Daten, ge-
trennt von der Beratungsdokumentation 
elektronisch gespeichert. Auf dieser Basis 
können z.B. Organisationuntersuchungen, 
katamnestische Auswertungen etc. un-
kompliziert durchgeführt werden (vgl. bke 
2009, Seite 389 f.). 

 
Fazit 
Die Dokumentation des Beratungsprozesses 
stellt grundsätzlich keinen Aufwand dar – eine 
solche Bewertung wäre kontraproduktiv. Sie ist 
vielmehr ein flankierender und die Qualität si-
chernder Bestandteil der Beratung. Dies drückt 
sich auch in dem Verständnis aus, dass sich ein 
Beratungskontakt immer aus der direkten Be-
ratung mit den Ratsuchenden einerseits sowie 
der Vor- und Nachbereitung andererseits zu-
sammensetzt. Letzteren Anteil abwägend in 
Bezug zu einem hohen Arbeitsanfall, großem 
Anmeldedruck etc. zu stellen und ggf. reduzie-
ren zu wollen oder gar wegfallen zu lassen, 
wäre aus Qualitätsgründen unprofessionell 

und unverantwortlich. Vielmehr muss im Sinne 
der Ratsuchenden und ihrer Interessen bei der 
Organisation der Arbeitsabläufe darauf geach-
tet werden, dass die Dokumentation der Ar-
beit, einzelfallbezogen und zum Zweck der Ge-
winnung von Vergleichszahlen, den dargestell-
ten Erfordernissen genügt.   
Ebenso sorgfältig hat der Umgang mit der Auf-
bewahrung der Dokumentation zu erfolgen. Ei-
nerseits gelten die eindeutigen Vorschriften 
des Datenschutzes und der SGB. Andererseits 
spielt hier eine ethische Dimension eine Rolle, 
um dem gesetzlich festgelegten Recht des Bür-
gers auf Vergessenwerden angemessen zu ent-
sprechen. Das ist ein wichtiger Bestandteil der 
Arbeit im Sinne der Subjekthaftigkeit des Klien-
ten, der Belange der Ratsuchenden und der 
Qualitätssicherung in der institutionellen Erzie-
hungsberatung.  
 
 

 
 

 

 

 
 
 

 
Die LAG bietet die einfache, sicherste und kostengünstigste Lösung. Denn Email-Verkehr 
zwischen Berater*in und Klient*in auf herkömmlicher Weise ist datenrechtlich nicht statt-
haft und deshalb auch strafbar. 
Beratungsstellen, deren Träger vorhaben, in naher oder ferner Zukunft eine datenrechtlich 
unbedenkliche Lösung schaffen zu wollen, sollten in der Zwischenzeit das LAG-Email-
Hosting nutzen, um auf der sicheren Seite zu sein. Der Aufwand ist für alle sehr gering – 
und datenrechtskonform. 
Auf der LAG-Website kann eine Infobroschüre heruntergeladen werden mit den neuesten 
Informationen und Einblicke in die Einfachheit der Funktionsweise. 
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REGION MITTLERER NECKAR/NECKAR-ALB: 

LAG-Regionaltagung in Kirchheim/Teck 
Roswitha Sylla, Leiterin der Psychologischen Beratungsstelle der Stiftung Tragwerk 

 
 
Die Psychologische Beratungsstelle für Erzie-
hungs-, Familien- und Lebensfragen der Stif-
tung Tragwerk Kirchheim/ Teck war Gastge-
ber für die diesjährige Regionaltagung der 
LAG Region Mittlerer Neckar / Neckar-Alb. 
Diese Region erstreckt sich von Leonberg im 
Norden bis nach Albstadt im Süden, von 
Calw im Westen bis Aalen im Osten.  

Im Alten Gemeindehaus in der Alleenstraße 

in Kirchheim trafen sich an die 60 Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter aus mehr als 20 

Erziehungsberatungsstellen in dieser Re-
gion für einen ganzen Tag zum kollegialen 
Fachaustausch. Im Anschluss an die Begrü-
ßung durch die Leiterin der Psychologischen 

Beratungsstelle, Roswitha Sylla, und nach ei-
ner kurzen Vorstellung der anwesenden Be-
ratungsstellen anhand einer Übersichtskarte 

der Region, stellte der Vorstandsvorsitzende 

der Stiftung Tragwerk, Herr Jürgen Knodel, die 
gastgebende Einrichtung vor. Diese ist Träger 
verschiedener Angebote in den Bereichen Ju-
gendhilfe, von ambulanten bis stationären Hil-
fen über das SBBZ und die Beratungsstelle, so-
wie im Bereich der Altenhilfe und der Kinder-
tagesbetreuung. Insgesamt sind fast 500 Mit-

arbeitende hier beschäftigt. In der Beratungs-

stelle arbeiten z.Zt. sechs Beratungsfachkräfte 
auf 3,5 VK-Stellen und eine Teamassistentin 
mit 35% Anstellung.  

Interessant und wichtig waren anschließend 
die Berichte aus dem Vorstand der LAG und 
der bke, die Frau Astrid Hark-Thomé (Aalen) 
und Frau Regina Weissenstein (LK Esslingen) 

einbrachten – z.B. zu der gelungenen wissen-
schaftliche Jahrestagung im Juni 2018 in Ess-
lingen: „Digitaler Dschungel und Beziehung – 
gut beraten in der digitalen Welt“, zu der ge-
planten neuen Broschüre „Erziehungsbera-
tung in Baden-Württemberg heute“, und be-
sonders zu den Themen „Sichere Email-

Kommunikation" und „Datenschutzgrundver-
ordnung“ (DSGVO). Der LAG-Vorstand hat für 

die letzten beiden Punkte Vorschläge und In-
strumente erarbeitet und stellt diese zur An-
wendung bereit. Die Orte für die nächsten 
Wissenschaftlichen Jahrestagungen wurden 

bekannt gegeben: 2020 die WJT in Kombina-
tion mit dem Jubiläum der LAG-BaWü in 

Offenburg; 2021 die WJT in Tübingen. 

Der weitere Vormittag war für den fachlichen 
Austausch in Arbeitsgruppen reserviert. Die 
Beratungsfachkräfte ordneten sich folgenden 
Schwerpunktthemen zu:  

• Kinderschutz  

• Datenschutz/DSGVO  

• Offene Sprechstunde  

• Beratung mit Geflüchteten  

Im großen Saal des Alten Gemeindehauses 
entwickelte sich eine angenehme Arbeitsat-
mosphäre und es ergaben sich lebendige, kon-
struktive Diskussionen, die zu vielen hilfrei-
chen Arbeitsergebnissen und Hinweisen führ-

ten, die anschließend im Plenum vorgestellt 
wurden.  
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Für die 15 teilnehmenden Teamassistentinnen 
gab es eine eigene Arbeitsgruppe unter Lei-
tung von Stefanie Borde, Teamassistentin der 
Beratungsstelle Kirchheim. Hauptthemen des 
fachlichen Austauschs waren die Anwendung 
des Programms SoPart, das in fast allen Bera-
tungsstellen eingesetzt wird, und der Umgang 
mit gerichtsnahen Terminen. Auch über Da-
tenschutz im Allgemeinen und besonders in 
Bezug auf Emails und die Gefahren beim Ver-
senden von Emails wurde gesprochen. Für alle 
Teamassistentinnen war es ein hilfreicher und 
interessanter Austausch.  

Nach der Mittagspause mit einem Rundgang 
durch die Altstadt von Kirchheim versammel-
ten sich die TeilnehmerInnen zum Programm 
am Nachmittag wieder im Alten Gemeinde-
haus.  

An Infotischen konnten sich Beratungsstellen 
mit besonderen Projekten vorstellen. Die 

Fachkräfte, die bei der Online-Beratung der 

bke mitarbeiten, nutzten diese Möglichkeit 
und informierten engagiert die interessierten 
KollegInnen ausführlich.  

Anschließend rundete der interessante und 
unterhaltsame Vortrag „Humor in der Bera-
tung und Behandlung“, gehalten von Frau 
Prof. Dr. med. Barbara Wild, das LAG-Regio-
naltreffen ab. In ihren Ausführungen machte 
Frau Wild deutlich, dass eine humorvolle 

Grundeinstellung der BeraterInnen einerseits 
eine wichtige Ressource in der Beratung sein 
kann, es aber andererseits auch Kontraindika-
tionen geben kann. Erst wenn sich ein ratsu-
chender Mensch ernst genommen fühlt und 
eine vertrauensvolle Basis zwischen ihm und 
der Beraterin / dem Berater besteht, ist eine 
oft hilfreiche Distanzierung von den bestehen-
den Problemen durch eine humorvolle Sicht 
der Dinge möglich.  

Das Honorar für die Referentin wird von der 
LAG übernommen. Ein ganz herzliches Danke-
schön dafür an den Vorstand! Vielen Dank 
auch an all die engagiert mitarbeitenden und 
humorvollen Kolleginnen und Kollegen, die zu 
uns nach Kirchheim gekommen sind und diese 
Tagung mit uns zu einem gelungenen Treffen 
machten.  

 

 

bke-FACHTAGUNG IN ASCHAFFENBURG  –  31. MÄRZ BIS 1. APRIL 2020: 

Unerwartet und plötzlich – Beratung bei Schicksalsschlägen 
 

Plötzliche unerwartete Ereignisse können Gesell-
schaften, Institutionen, Familien und Einzelne 
aus der Bahn werfen. Naturkatastrophen, 
Kriege, Unfälle, schwere eigene Erkrankungen o-
der die von Angehörigen werden als Schicksals-
schläge erlebt. Insbesondere der Tod von gelieb-
ten Menschen kann vollkommene Hilfe und Rat-
losigkeit und psychische Erstarrung auslösen. Die 
Frage, wie es trotzdem irgendwie und vielleicht 
sogar gut weitergehen kann, bewegt die Be-
troffenen ebenso wie die professionellen Helfe-
rinnen und Helfer. 

Die Aufgabe der Erziehungs- und Familienbera-
tung im Not- und Krisenfall direkt und dann ins-
besondere in der zweiten Linie besteht darin, 
Kindern, Jugendlichen und Eltern Wege aufzuzei-
gen, wie sie kurz-, mittel- und langfristig trotz 
bestürzender und potenziell traumatisierender 
Ereignisse ihr Leben weiter werden meistern 
können. Die Fachtagung der bke stellt insbeson-
dere bewährte Beratungs- und Resilienzförde-
rungskonzepte im Kontext verschiedener Schick-
salsschläge, die Familien treffen können, vor. 
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Meine – Deine – Unsere Kinder    oder 
wie funktioniert die Patchworkfamilie? 

Vortrag von Dr. Katharina Grünewald auf der LAG-WJT 2019 in Mannheim 
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Kooperationsvereinbarung zwischen der Bezirkssozialarbeit 
und den Psychologischen Beratungsstellen in Mannheim  
 

Die institutionelle Erziehungsberatung ist nicht nur in der Jugendhilfe angekommen. Sie ist, was ihre 
vielfältigen Angebote, ihre Effektivität und Effizient betrifft, eine nicht mehr wegzudenkende Leistung 
für Eltern, Familien, Kinder und Jugendliche sowie andere Fachkräfte der Jugendhilfe und benachbarter 
Arbeitsfelder. Allerdings gibt es Besonderheiten wie z.B. die unmittelbare Inanspruchnahme (§ 36a), die 
Freiwilligkeit, das multidisziplinäre Team, die z.T.  therapeutische Orientierung, die größerenteils prak-
tizierte Komm-Struktur etc., die von ihrer Bedeutung her nicht überall bekannt sind und z.T. nicht ver-
standen werden. Daher ist es wichtig, die besondere Arbeitsweise und die Qualitätsstandards der Erzie-
hungsberatung zu vermitteln – insbesondere, wenn es um Kooperation und Vernetzung geht. 

Dies gilt in besonderer Weise in Bezug auf die Kooperation der PB mit der Bezirkssozialarbeit (auch ASD 
oder Soziale Dienste genannt). Ziel sollte sein, dass die beiden Partner BSA und PB von den jeweiligen 
Aufgaben, Arbeitsweise, Verantwortungsbereiche etc. gegenseitig wissen, um auf dieser Grundlage 
eine sinnvolle und zielführende Zusammenarbeit zu vereinbaren. Der Vorstand hat deshalb beschlos-
sen, eine Kooperationsvereinbarung zu veröffentlichen, die als gelungen bezeichnet werden kann und 
die sich zwischenzeitlich in der Alltagspraxis bewährt hat – und von den beiden Partner sehr geschätzt 
wird.  

 

 

Vorbemerkung 

 
Die Mitarbeiter*innen der Bezirkssozialar-
beit (BSA) und den Psychologischen Bera-
tungsstellen/Erziehungsberatungsstellen 
(PB’en) von vom Caritasverband, der Evan-
gelischen Kirche und der Stadt Mannheim 
arbeiten schon lange, intensiv und in viel-
fältiger Weise zusammen. Um diese Ko-
operation in der Arbeit ‚gemeinsamer‘ Fa-
milien zu vereinheitlichen und zu erleich-
tern, wurde im Jahre 2010 ein gemeinsa-
mes Kooperationspapier verabschiedet.  

Nach vielen konkreten Erfahrungen und 
einem gemeinsamen Treffen der Sachge-
bietsleitungen im Jahre 2016 wurde in die-
ser Runde eine Aktualisierung des Koope-
rationspapiers beschlossen. Das Ergebnis 
dieser Überarbeitung halten Sie nun in 
Händen.  

Das vorliegende Papier behandelt in erster 
Linie die Kooperation zwischen den ge-
nannten Diensten bei ‚gemeinsamen‘ Kli-
enten/Ratsuchenden. Außerdem gibt es 
noch einen kurzen Hinweis auf fallunab-
hängige Besprechungen.  

Mit diesem Papier sind zwei Ziele ver-
knüpft:  

1. eine den fachlichen Standards ent-
sprechende und für alle Mitarbei-
ter*innen klar verständliche, nach-
vollziehbare und gelingende Zu-
sammenarbeit zu ermöglichen, um 

2. damit dem größtmöglichen Wohl 
der Klienten in ihrer konkreten 
Problem- und Bedürfnislage zu die-
nen. 
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Übersicht 

 
Nachfolgend eine kurze Übersicht über 
den Aufbau des Papiers:  
 

I. Felder der Kooperation 

II. Aufgaben des Sozialen Dienstes und 

der Psychologischen Beratungsstellen 

III. Prinzipien der Kooperation 

IV. Fallbesprechungen 

V. Kooperation von BSA und PB bei ge-

meinsamen Klienten 

• Fallkonstellation A (keine Koopera-

tion notwendig) 

• Fallkonstellation B (Kooperation 

sinnvoll) 

• Fallkonstellation C (Kooperation 

zwingend erforderlich) 

• Standard für den konkreten Ab-

lauf der Kooperation in der Kons-

tellation C  

• Fallkonstellation D 

(Kooperation ge-

mäß §8a, SGB VIII) 

VI. Anhang: Felder der Kooperation und 

zugrundeliegende Arbeitspapiere 

 

I. Felder der Kooperation 

Kooperation zwischen der Bezirkssozialar-
beit (BSA) und den Psychologischen Bera-
tungsstellen (PB) findet in Mannheim in 
unterschiedlichen Konstellationen und 
Kontexten statt. Für einige dieser Kontexte 
liegen Konzeptionen und Ausarbeitungen 
vor, die die jeweilige Zusammenarbeit re-
geln (für einen genaueren Überblick: siehe 
Anhang). Das nachfolgenden Punkte be-
fassen sich mit der Kooperation der bei-
den Dienste im Rahmen der Fallbearbei-
tung ‚gemeinsamer‘ Klienten und der 

Frage von gemeinsamen Fallbesprechun-
gen.  
 

II. Aufgaben der Bezirkssozialarbeit 

und der Psychologischen Bera-

tungsstellen 

 
1. Aufgaben der Bezirkssozialarbeit 

Die Bezirkssozialarbeit ist Anlaufstelle für 
Kinder, Jugendliche und Eltern in Mann-
heim, wenn es Fragen oder Sorgen im Zu-
sammenhang mit der Entwicklung oder 
des Verhaltens junger Menschen gibt. Un-
sere Fachkräfte bieten auch Rat und Hilfe 
bei familiären, sozialen oder psychischen 
Not- und Krisensituationen. 
Auf der Grundlage des SGB VIII bietet die 
Bezirkssozialarbeit folgende Leistungen 
und andere Aufgaben an: 
 

• Beratung von Müttern, Vätern und 
anderen Erziehungsberechtigten bei 
Fragen rund um die Erziehung ihrer 
Kinder  

• Trennungs- und Scheidungsberatung 

• Schutzmaßnahmen für vernachläs-
sigte, misshandelte Kinder/Jugendli-
che (Kindesschutz) 

• Krisenintervention  

• Eingliederungshilfe für seelisch behin-
derte Kinder, Jugendliche und junge 
Volljährige 

• Hilfen zur Erziehung 

Hilfen zur Erziehung (HzE) 
 
Eltern haben einen Rechtsanspruch auf 
eine „Hilfe zur Erziehung“ für sich und für 
ihre Kinder, wenn eine dem Wohl des Kin-
des oder Jugendlichen entsprechende Er-
ziehung/Entwicklung nicht sichergestellt 
ist bzw. werden kann (§27 SGB VIII). →Be-
sonderes Angebot: Familienrat. 
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Kinder und Jugendliche können sich auch 
ohne ihre Eltern an das Jugendamt, Abtei-
lung Soziale Dienste wenden, insbeson-
dere dann, wenn sie Schutz benötigen 
(§42 SGB VIII). Sie werden von dort bera-
ten, begleitet und ggf. vor Gefährdungen 
geschützt. 

Neben Beratungsangeboten stehen ambu-
lante und stationäre Erziehungshilfen zur 
Verfügung. 

Um deren guten Verlauf zu gewährleisten 
wird immer ein Hilfeplan erstellt, an dem 
Fachkräfte, Eltern und Kind/Jugendlicher 
mitwirken (§ 36 SGB VIII). 

Ein wichtiger Aspekt der bezirklichen Sozi-
alarbeit ist sowohl die Vernetzung der An-
gebote im Stadtteil, als auch mit anderen 
Kooperationspartnern z. B. Tageseinrich-
tungen für Kinder, Schulen, Einrichtungen 
des Gesundheitswesens, Beratungsstellen, 
etc. 

Die Mitarbeiter*innen unterliegen der 
Schweigepflicht (§§ 61-65 SGB VIII). 

 
2. Aufgaben der Psychologi-

schen Beratungsstellen 

Die Psychologischen Beratungsstellen un-
terstützen und beraten Kinder, Jugendli-
che, junge Erwachsenen (bis 26 Jahren), 
Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
bei der Klärung und Bewältigung individu-
eller und familienbezogener Probleme und 
der zugrunde liegenden Faktoren, bei der 
Lösung von Erziehungsfragen sowie bei 
Trennung und Scheidung (aus §28 SGB 
VIII). Daneben bieten die Psychologischen 
Beratungsstellen Unterstützung für Perso-
nen, die professionell oder ehrenamtlich 
mit Kindern und Jugendlichen arbeiten 
(Erzieher*innen, Lehrer*innen, …) im Rah-
men von anonymisierten 

Fallbesprechungen an. Darüber hinaus ar-
beiten die Beratungsstellen auch im prä-
ventiven Bereich.  

In der Mehrzahl der Fälle wird eine Psy-
chologische Beratungsstelle auf Wunsch 
der Ratsuchenden eigenständig tätig und 
nicht über eine Verweisung/Übermittlung 
oder Einbindung in die Hilfeplanung der 
Bezirkssozialarbeit. Über die Hälfte der 
Mannheimer Familien, die Erziehungsbe-
ratung in Anspruch nehmen kommen aus 
eigener Motivation, ein weiteres Drittel 
auf Anregung unterschiedlichster Instituti-
onen (Kindertagesstätte, Schule, Gesund-
heitssystem, Gerichte, u.a.).  

Formal sind alle Beratungsprozesse in den 
Beratungsstellen mit Kindern, Jugendli-
chen und Eltern Hilfen zur Erziehung. Da 
es die Intention des Gesetzgebers war, Er-
ziehungsberatung als niederschwellig zu-
gängliche Hilfe mit einem direkten Zugang 
für Ratsuchende zur Verfügung zu stellen, 
entfällt hier die in anderen Hilfen vorgege-
bene förmliche Gewährung der Hilfe zur 
Erziehung durch die Bezirks-sozialarbeit. 
Die Hilfeplanung wird auf der Grundlage 
des Zusammenwirkens mehrerer Fach-
kräfte im Team der Psychologischen Bera-
tungsstelle durchgeführt.  

 

III. Prinzipien der Kooperation 

Um eine möglichst gelingende Kooperati-
onsbeziehung zu gewährleisten, sind fol-
gende Prinzipien als Grundlage und Leitli-
nie für die Zusammenarbeit hilfreich:  
 

• Die Unterschiedlichkeit der institutio-

nellen Aufgaben ist zu beachten. 

• Die Zuständigkeiten und fachlichen 

Kompetenzen müssen geklärt werden, 

auch in ihren Grenzen. 
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• Aufträge werden nicht erteilt, sondern 

einvernehmlich ausgehandelt. 

• Der Einstieg in den gemeinsamen Be-

ratungs- und Hilfeprozess muss ergeb-

nisoffen sein, vorgefasste Empfehlun-

gen darf es nicht geben. 

• Die einschlägigen Regelungen der 

Schweigeverpflichtungen insbeson-

dere §§ 61, 64 u. 65 SGB VIII und §203 

StGB sind zu beachten.  

 

IV. Fallbesprechungen 

 
1. Zur Nutzung der wechselseitigen fachli-

chen Kompetenz sind Fallbesprechun-
gen in anonymisierter Form jederzeit 
wechselseitig möglich. 

2. Eine fachliche Unterstützung in einer 
Hilfeplankonferenz ist grundsätzlich 
denkbar, wenn die Anonymität gewahrt 
werden kann. 

 

V. Kooperation von BSA und PB bei 

gemeinsamen Klienten  

In der Gruppe der gemeinsamen Klienten 
von BSA und PB gibt es eine große Band-
breite an Konstellationen, die sich im Grad 
der Freiwilligkeit der Inanspruchnahme 
und der Erforderlichkeit verbindlicher Ko-
operationsvereinbarungen unterscheiden. 
Insofern sind unterschiedliche Fall-kons-
tellationen beschreibbar. Allerdings ist 
eine solche Einordnung nicht statisch zu 
verstehen, sondern kann sich je nachdem 
wie sich die Beratung entwickelt, im Laufe 
des Prozesses durch aktuelle Entwicklun-
gen, neue Informationen bzw. die Dyna-
mik des Fallverlaufes in seiner Bewertung 
und Einordnung –z.T. auch sehr schnell 
verändern. 
 

Fallkonstellation A - keine Koopera-
tion notwendig 

 
Die Ratsuchenden wenden sich an die BSA 
bzw. nehmen die PB unmittelbar oder auf 
Empfehlung von Dritten in Anspruch. Wei-
tere Unterstützung oder Hilfen zur Erzie-
hung erscheinen nicht erforderlich. Eine 
Kooperation und Absprache zwischen PB 
und BSA ist nicht notwendig, kann aber in 
Einzelfällen sinnvoll sein. 
 

Fallkonstellation B – Kooperation 
sinnvoll 

 
Die Ratsuchenden erhalten bereits eine 
Hilfe zur Erziehung (HzE) und die Beratung 
in der PB ist als ein weiteres Angebot sinn-
voll. Oder die Einrichtung einer HzE-Unter-
stützung, über eine laufende Beratung in 
der Beratungsstelle hinaus, erscheint sinn-
voll.  
 
B1: Eine Beratung ist in der PB angelau-
fen, eine zusätzliche HzE erscheint sinn-
voll. 

Fallvignette: Eine alleinerziehende Mut-
ter kommt in die Psychologische Bera-
tungsstelle wegen ihres 14-jährigen 
Sohnes, dessen Schulleistungen nach-
gelassen haben, der einen hohen Inter-
netkonsum aufweist und praktisch 
keine sozialen Kontakte zu Gleichaltri-
gen hat. Neben der Beratung der Mut-
ter wird eine direkte Unterstützung 
durch einen Erziehungsbeistand vorge-
schlagen. Die Beratung läuft weiter un-
abhängig davon, ob der Jugendliche das 
Angebot der Erziehungsbeistandschaft 
annimmt oder ablehnt.  

 
B2: In der Familie ist bereits eine HzE ein-
gerichtet, eine ergänzende Beratung in 
der PB erscheint sinnvoll. 
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Fallvignette: Ein Kind besucht wegen 
sozialer Probleme und Schulschwierig-
keiten und einem offenkundigen be-
sonderen Förderbedarf eine Tages-
gruppe. Im Laufe der Hilfe werden un-
terschiedliche Erziehungshaltungen der 
Eltern deutlich. Diese sind nicht drama-
tisch im Sinne einer Kindeswohlgefähr-
dung, führen aber für das Kind zu einer 
gewissen Verwirrung und Orientie-
rungsschwierigkeiten. Es wird eine er-
gänzende Beratung in der PB vorge-
schlagen zur Reflexion dieser Erzie-
hungshaltungen.  Der Besuch der Ta-
gesgruppe wird aber unabhängig vom 
Stattfinden dieser Beratung weiterge-
führt. 

 
Im Gegensatz zu Konstellation C (s.u.) 
hängt allerdings das eigene weitere Vorge-
hen der Fachkraft nicht davon ab, ob die 
Klienten dieses Angebot auch annehmen. 
Eine gegenseitige Information ist für die 
Gestaltung des weiteren Hilfeverlaufs 
sinnvoll, sofern  
 
1. die Familie sich für die ergänzende 

Maßnahme entscheidet und  
2. eine Schweigepflichtsentbindung der 

Familie für einen Informationsaus-
tausch vorliegt.  

Neben einem Informationsaustausch sind 
damit auch die Teilnahme an Hilfeplange-
sprächen und Hilfeplanungskonferenzen 
möglich. Für die Teilnahme der Fachkraft 
der PB an Hilfeplanungskonferenzen ist je-
weils eine Erlaubnis der Ratsuchenden 
einzuholen, verbunden mit der Informa-
tion über die beabsichtigte fachliche Posi-
tionierung.  
 

Fallkonstellation C – Kooperation 
zwingend erforderlich 

 

Diese Konstellation unterscheidet sich von 
B aus Sicht der Mitarbeiter*in, sowohl der 
BSA als auch der der PB, im Grad der 
Dringlichkeit, Einfluss auf die weitere Ent-
wicklung und das Fallgeschehen zu neh-
men. Meist befinden sich diese Konstella-
tionen im Vorfeld einer möglichen Kindes-
wohlgefährdung. Wird die angebotene 
Maßnahme nicht angenommen, sieht sich 
der/die jeweilige Mitarbeiter*in der 
Pflicht, andere Maßnahmen zu überlegen 
und umzusetzen.  

Damit ist in diesen Fällen eine enge und 
verbindliche Zusammenarbeit zwischen 
der BSA, der PB und den Ratsuchenden 
zwingend erforderlich. Wechselseitige In-
formationen mindestens über Vereinba-
rungen und Absprachen und ggfs. auch Er-
gebnisse sind dabei für die weitere Pla-
nung des Hilfegeschehens unverzichtbar. 

Innerhalb dieser Konstellation gibt es un-
terschiedliche Möglichkeiten.  

 
C1: Erstkontakt beim BSA; Anbindung an 
PB gewünscht 
 
Die Inanspruchnahme einer Beratung in 
der PB wird den Ratsuchenden von Seiten 
des BSA dringend angeraten und ist mit 
konkreten Zielen und Erwartungen ver-
bunden. Sollten Eltern dieses Angebot 
nicht annehmen können/wollen, muss der 
Soziale Dienst alternative Maßnahmen 
vorschlagen.  

Fallvignette: Eine Mutter schlägt ge-
legentlich ihr Kind, möchte das selbst 
nicht, hat aber in Stresssituationen 
keine Handlungsalternativen zur Ver-
fügung. Eine Beratung in der PB er-
scheint aus Sicht des BSA sinnvoll, 
angemessen und –bei Inanspruch-
nahme- auch zunächst ausreichend. 
Das Ziel ist klar definiert: 
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Entwicklung von Handlungsalternati-
ven und ein Ende der körperlichen 
Übergriffe.  
 

C2: Erstkontakt in der PB; Anbindung an 
BSA gewünscht 
 
Von der PB werden zusätzliche erzieheri-
sche Hilfen durch die BSA zur Prävention 
von akuter Kindeswohlgefährdung als 
dringend notwendig angesehen. 
 

Fallvignette: Im Laufe eines Beratungs-
prozesses zu Erziehungsfragen stellt 
sich ein großer Unterstützungsbedarf in 
lebenspraktischen, finanziellen und or-
ganisatorischen Bereichen heraus. 
Diese Mangelsituation führt u.a. zu ei-
ner potentiellen Gefährdung des Kindes. 
Die notwendige Unterstützung  ist 
durch Beratung allein nicht abzudecken. 
In der Beratungsstelle wird eine ergän-
zende HzE-Maßnahme dringend ange-
raten.  

 

Standard für den konkreten Ablauf 
der Kooperation in der Fallkonstella-
tion C 

 
Für die beiden o.g. Fälle (C1 und C2) 
braucht es eine Vorabklärung mit der je-
weils anderen Institution und mit den Kli-
enten*innen. Erst wenn von beiden Seiten 
eine Zustimmung erfolgt ist, kann die Hil-
feerweiterung umgesetzt werden.  
 
Folgende konkrete Schritte sollen wie folgt 
beachtet werden: 
 

1. Abklärungsgespräch BSA-PB 
 Zunächst erfolgt eine Kontaktaufnahme 

zwischen BSA und PB zur Abklärung der 
Frage inwieweit die Einbeziehung des 
Kooperationspartners fachlich indiziert 
und sinnvoll ist, d.h. welche Erwartun-
gen und Ziele verknüpft der/die Mitar-
beiter*in mit der Erweiterung der Hilfe 
und kann die angefragte Institution die-
sen Zielen und Erwartungen auch ent-
sprechen. Dabei ist die Wahrung der 
vorher genannten Prinzipien (s.o. Punkt 
III) wichtig.  

 Sollte hierzu das Einverständnis der 
Ratsuchenden noch nicht vorliegen, 
kann eine anonyme Fallberatung statt-
finden. 

 
2. Information bzw. Motivierung der Kli-

enten für die Hilfeerweiterung 
 Wenn eine Hilfeerweiterung aus Sicht 

der anderen Institution grundsätzlich 
befürwortet wird, werden die Klien-
ten*innen mit der Möglichkeit der Er-
weiterung der Hilfe durch Einbindung 
der jeweils anderen Institution vertraut 
gemacht. Dabei ist wichtig, deutlich zu 
machen, warum aus Sicht der Fachkraft 
die Notwendigkeit zur Erweiterung der 
Hilfe besteht. Vorbehalte oder negative 
Voreinstellungen der Klienten gegen-
über der Hilfe oder der anderen Institu-
tion sind zu beachten und zu bespre-
chen.  

 

Weiteres Vorgehen, sofern kein Ein-
verständnis erreichbar ist  
Ist von den Klienten kein Einverständ-
nis für die Hilfeerweiterung und damit 
auch keine Schweigepflichtsentbindung 
zu bekommen, findet keine weitere Ko-
operation zwischen den Diensten statt.  
Damit ergibt sich für die BSA i.d.R. die 
Notwendigkeit den Fall in die kollegiale 
Fallberatung, ggfs. Supervision 
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einzubringen; analog für die Mitarbei-
ter*innen der PB den Fall in der Intervi-
sion, ggfs. Supervision zu besprechen 
bzw. eine – interne – ieF-Beratung 
durchzuführen.  

 
Nach dem positiven Abschluss der Vorab-
klärung wird die konkrete Hilfeerweite-
rung angebahnt. 
 

3. Anbahnung der Hilfeerweiterung 
Die Klienten werden über das Ergebnis 
der anonymisierten Vorabklärung infor-
miert und es wird die konkrete Ausge-
staltung des Erstkontaktes besprochen.  
 

4. Klärung der Art und des Umfangs der 
Informationsweitergabe 
Für beide Kooperationspartner ist es in 
der Fallkonstellation C erforderlich zu 
wissen, ob die Ratsuchenden tatsäch-
lich beim jeweils anderen Kooperati-
onspartner (dauerhaft) angekommen 
sind, da es sich um einen dringenden 
Unterstützungsbedarf handelt (in Ab-
grenzung zu Fallkonstellation A und B).  
Außerdem muss geklärt werden ob und 
inwieweit auch inhaltliche Informatio-
nen aus der Beratung an die jeweils an-
dere Institution weitergegeben werden 
können. Daher ist es wichtig die Frage 
des Informationsaustausches zwischen 
den Institutionen mit den Klienten*in-
nen zu besprechen und zu klaren Ab-
sprachen zu kommen. Dies kann in 
Form eines gemeinsamen Gespräches 
(Trialog: BSA-Klienten*innen-PB) oder 
in zwei getrennten Dialogen mit den 
Klienten geschehen. Dabei sollten min-
destens folgende Fragen beantwortet 
sein:  

 
a. In welcher Form sollen Informati-

onen über den formalen Rahmen 
der Teilnahme gegeben werden: 

Fortlaufend oder nur im Falle von 
Abbruch der Maßnahme und auf 
welchem Weg? 

b. Werden auch Inhalte in Bezug auf 
den Auftrag an den Kooperations-
partner weitergegeben? Wenn ja, 
in welcher Form (gemeinsames 
Gespräch mit den Ratsuchenden, 
im Hilfeplangespräch, in einer Hil-
feplanungskonferenz, in Form ei-
nes Kurzberichts). 

c. Welche Infos werden am Ende 
der Maßnahme in welcher Form 
gegeben? 

d. Der vereinbarte Informationsaus-
tausch wird in Form einer ver-
bindlichen Schweigepflichtsent-
bindung gemäß den Datenschutz-
bestimmungen festgehalten.  

 
5. Erstgespräch und Transparenzgebot 

Im Erstgespräch mit den Ratsuchenden 
werden deren Aufträge, Themen und 
Ziele besprochen. Zugleich wird auch 
der Überweisungs-/Kooperationskon-
text erläutert und die Aufträge und 
Ziele des Kooperationspartners trans-
parent gemacht. Diese Transparenz 
dient explizit dem Beziehungs- und Ver-
trauensaufbau, der für den weiteren 
Hilfeverlauf von entscheidender Bedeu-
tung ist. 
 

6. Teilnahme am Hilfeplangeschehen 
Die Teilnahme an Hilfeplangesprächen, 
Hilfeplanungskonferenzen etc. muss im 
Einzelfall geklärt werden. 
 

7. Trialoge 
Gemeinsame Gespräche sind mit Ein-
verständnis der Ratsuchenden je nach 
Hilfe-/ Beratungsverlauf als Zwischenbi-
lanz oder auch als Abschluss der Unter-
stützung möglich. 
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8. Fallverantwortung 
Die eigene Fallverantwortung bleibt in je-
dem Fall bei der jeweiligen Institution be-
stehen. 

 

Fallkonstellation D – Kooperation ge-
mäß §8a, SGB VIII 

 
Bei Fällen von Kindeswohlgefährdung 
nach §8a, SGB VIII, gilt das „Basisverfah-
ren“ des Jugendamtes bzw. die Regelung 
nach §8a Abs.2 SGB VIII für freie Träger. 

Bei Fällen sexualisierter Gewalt ist das 
Vorgehen der Fachkräfte durch die „Leitli-
nien für die fachliche Kooperation bei se-
xualisierte Gewalt gegen Mädchen und 
Jungen in Mannheim“ geregelt. 
 
Die vorliegende Kooperationsvereinba-
rung wird an alle Mitarbeiter*innen zur 
Kenntnis und Beachtung gegeben und ein-
mal jährlich (erster Termin: spätestens 
Mai 2020) auf Zieldienlichkeit und Prakti-
kabilität überprüft. 
 

 
 
 

Anhang: Felder der Kooperation zwischen BSA und PB (und anderen Kooperationspartnern)  
sowie zugrundeliegende Arbeitspapiere 

 

 

Tätigkeit/Feld der Kooperation 

 

 
Arbeitspapiere 

1. 
Im Rahmen der Fallbearbeitung von 

‚gemeinsamen Klienten‘ 

dieses Papier 

2. Im Rahmen von Fallbesprechungen dieses Papier 

3. 

Im Rahmen der gemeinsamen 
Arbeit in den Mannheimer Eltern-
Kind-Zentren 

Die Eltern-Kind-Zentren in Mannheim 
Standards- Zusammenfassung der Konzeption und Leitlinien 
Stand: Juni 2017 

4. 

Im Rahmen der Eltern-Konsens-
Verfahren im Zusammenhang mit 
familiengerichtlichen Fragestel-
lungen 

Verfahrensempfehlungen für die Durchführung von Verfah-
ren in Kindschaftssachen: „Elternkonsens Mannheim“,  
Stand: Oktober 2017 

5. 
Bei Fragen von Kindeswohl-ge-
fährdungen 

• Basisverfahren 
 Stand: Januar 2008 

• Leitlinien für die Zusammenarbeit zwischen Eltern-Kind-
Zentrum und Soziale Dienste bei Familien mit Kindes-
wohlgefährdung, 
Stand: ohne Datum 

6. 
Bei Fragen von sexualisierter 
Gewalt 

Mannheimer Leitlinien für die fachliche Kooperation bei se-
xualisierter Gewalt gegen Mädchen und Jungen  
Stand: März 2015 

7. 
Im Rahmen von jugendgerichtli-
chen Weisungen 

Kooperationsvereinbarung zwischen der  Jugendhilfe im 
Strafverfahren (JuHiS), der Bewährungs- und Gerichtshilfe 
Baden-Württemberg (BGBW) und den Psychologischen Be-
ratungsstellen des Caritas-Verbandes, der evangelischen 
Kirche und der Stadt Mannheim in Fällen von Auflagen bzw. 
Weisungen durch das Gericht nach JGG 
Stand: 10/2013; überprüft 09/2016 

8. 
Im Rahmen der Arbeit mit sucht-
erkrankten Eltern 

Kooperationsvereinbarung zu Suchmittelabhängigkeit und 
Schwangerschaft/Elternschaft zwischen den Trägern der 
Suchthilfe und der Jugendhilfe in Mannheim 
Stand: in Fertigung 
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Schutz und Hilfe bei häuslicher Gewalt – ein interdisziplinärer Online-Kurs  
Ein webbasiertes interdisziplinär für die Praxis entwickeltes Programm für auf Schutz und Unter-stützung 
spezialisierte Einrichtungen und Dienste, Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie alle anderen 
an Schutz und Hilfe Beteiligten zum Themenkomplex Gewalt in Paarbeziehungen. 

Bodo Reuser 

Weshalb ein neues webbasiertes Fortbildungsangebot? 
Schutz und Unterstützung bei Gewalt in Paarbeziehungen sicherzustellen, ist in Deutschland seit nunmehr 
vierzig Jahren eine kooperative Praxis. Die Entwicklung verlief ungleichzeitig in ländlichen Regionen und in 
Großstädten oder Ballungsräumen, in den sogenannten „alten“ Bundesländern anders als in den „neuen“. 
Erreicht wurde eine im internationalen Vergleich gute und vielseitige Angebotsstruktur, die sich dynamisch 
weiterentwickelt, jedoch in einige Richtungen noch ausdifferenziert werden muss.  
Ziel unseres Fortbildungsangebotes ist, die Erfahrungen aus 40 Jahren Arbeit gegen häusliche Gewalt aus 
unterschiedlichen Perspektiven zu bündeln und in einem State-of-the-Art-Kurs weiterzugeben, der in sei-
ner Ausführlichkeit, Tiefe und Praktikabilität Präsenzfortbildungen deutlich übertrifft. Die Zufriedenheit 
von Teilnehmenden mit den bisherigen Kursen der Universitätsklinik Ulm z.B. zu den Themen Kinder-
schutz und Traumapädagogik und den zur Verfügung gestellten Materialien war generell hoch. Offensicht-
lich entspricht ein qualitativ hochwertiges Lernangebot, welches aber zeitlich flexibel und mit anderen Ver-
pflichtungen vereinbar in Anspruch genommen werden kann, den Erwartungen von Fachkräften in der be-
ruflichen Weiterbildung. 
Die Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie des Universitätsklinikums Ulm entwi-
ckelt  gemeinsam mit dem Sozialwissenschaftlichen Forschungsinstitut zu Geschlechterfragen SoFFI 
F./FIVE Freiburg und dem SOCLES – International Centre for Socio-Legal Studies im Rahmen eines 
vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend geförderten Projektes den Online-
Kurs "Schutz und Hilfe bei häuslicher Gewalt – ein interdisziplinärer Online-Kurs". 

Diese Fortbildung wird Erfahrungen aus 40 Jahren Forschung und Unterstützungs-
praxis gegen häusliche Gewalt aus unterschiedlichen Perspektiven bündeln. Neben 
der Vermittlung von Wissen durch Fachtexte wird im Rahmen des Kurses auch be-
sonderer Wert auf das fallbasierte Lernen gelegt. Des Weiteren werden Interviews 
mit Expert*innen zur Thematik zur Verfügung stehen.  
Zielgruppe des Online-Kurses sind Fachkräfte aus auf Schutz und Unterstützung 
spezialisierten Einrichtungen und Diensten, aus der Kinder- und Jugendhilfe sowie 
alle anderen an Intervention, Schutz und Hilfe Beteiligten. Gerade Erziehungsbera-
tungsstellen sollten sich hier angesprochen sehen! 
Wenn Sie Interesse haben die Kursentwicklung als Teilnehmende zu unterstützen, können Sie sich nach 
Scannen des QR-Codes auf eine Interessentenliste zum Kurs eintragen. Der nächste Kurs startet am 
01.07.2020. Die Teilnahme ist kostenlos. 
Nähere Infos zum Projekt sowie den Link zur Interessentenliste finden Sie auf der Webseite und dem Pro-
jektflyer unter https://haeuslichegewalt.elearning-gewaltschutz.de/. 

Die LAG empfiehlt, schon jetzt in der Pilotphase, an diesem Fortbildungskurs teilzunehmen.  
Es ist von einem Zeitaufwand von insgesamt ca. 40 Std. auszugehen.  
Für die Teilnahme in der Pilotphase bedarf es einer sehr zeitnahen Anmeldung. 

 

Save the Date: 
Am 06.02.2020 findet die Auftaktveranstaltung zum Projekt im BMFSFJ in Berlin 
statt. Es erwarten Sie zahlreiche Fachvorträge zum Thema häusliche Gewalt. Zum 
Programm und der kostenlosen Anmeldung kommen Sie unter https://shelter-not-
fall.elearning-kinderschutz.de/veranstaltung und durch Scannen des QR-Codes. 
 

https://haeuslichegewalt.elearning-gewaltschutz.de/
https://haeuslichegewalt.elearning-gewaltschutz.de/
https://shelter-notfall.elearning-kinderschutz.de/veranstaltung
https://shelter-notfall.elearning-kinderschutz.de/veranstaltung
https://shelter-notfall.elearning-kinderschutz.de/veranstaltung
https://shelter-notfall.elearning-kinderschutz.de/veranstaltung
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